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Berlin, 26. September: Außerordent-
licher SPD-Parteitag 2010. Ein Arbeits-
parteitag sollte es werden. Wir wollten 
anfangen, die Aufgaben, die wir uns ein 
Jahr zuvor in Dresden vorgenommen 
hatten, in die Tat umzusetzen: Nach der 
Wahlniederlage 2009 und ausgehend 
von unseren sozialdemokratischen 
Grundwerten Schritt für Schritt unsere 
Politik in wesentlichen Bereichen neu zu 
bestimmen. Es ging an diesem Sonntag 
vor allem um zwei Schwerpunktthe-
men: Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
sowie Wirtschafts-, Finanz- und Steuer-
politik. 

Um es vorwegzunehmen: Der Berli-
ner Parteitag dauerte ohne Pause von 
11 bis 16 Uhr, mit kurzfristiger Verlänge-
rung bis 16.45 Uhr. Er wurde dominiert 
von überlangen Reden und Grußworten 
unseres bundespolitischen Spitzen-
personals (Nahles, Gabriel, Steinbrück, 
Scholz, Schwesig, Wowereit…) und il-
lustrer Gäste (Werner Faymann, Bun-
deskanzler aus Österreich, SPD, und 
Joachim Gauck, unser Kandidat a.D. für 
das Bundespräsidentenamt). Eine Aus-

sprache zur aktuellen Lage unserer SPD 
in der politischen Landschaft 2010 war 
nicht vorgesehen, für eine geordnete 
Antragsberatung von immerhin über 
einhundert Anträgen, darunter zwei Re-
solutionen (Integration, schwarzgelbe 
Energiepolitik) und zwei Grundsatzan-
trägen des Parteivorstandes zu den o.g. 
Themenschwerpunkten standen gerade 
mal eineinhalb Stunden zur Verfügung. 
Die Parteibasis – 460 Delegierte, davon 
212 Frauen (42,4%) – kam anders als in 
Dresden bis auf wenige Ausnahmen gar 
nicht zu Wort. Das offi zielle Ende wurde 
nicht eingehalten, obwohl ab 17 Uhr die 
Delegierten – darunter auch wir Fran-
ken – dutzendweise zu ihren Zügen und 
Gruppenfl ügen aufbrechen mussten. 

Unser Bundesvorsitzender Sigmar Gab-
riel stellte mit seiner Botschaft an das 
Parteivolk „Es kommt nur auf uns selbst 
an“ in seiner zweistündigen Rede die 
Themen „Arbeit und Leistung, Bildung 
und Gleichstellung“ in den Mittelpunkt: 
Ausgangspunkt sind für ihn dabei die 
unsicheren Leben- und Einkommens 

verhältnisse. Er ist überzeugt, dass 
man der SPD wieder vertraut, wenn sie 
der Gesellschaft das Versprechen auf 
Aufstieg und gerechte Teilhabe gibt. 
Wählerzustimmung würde die SPD 
dann erfahren, wenn sie ökonomische 
Kompetenz gepaart mit der Fähigkeit 
für soziale Gerechtigkeit beweise. In 
der Industrie sieht er die Grundlage des 
Wohlstands in Deutschland. Folglich 
sei es eine zentrale Aufgabe der SPD, 
Bündnisse für ein neu zu entwickelndes 
Fortschrittsmodell zu schmieden, dass 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, so-
ziale Sicherheit und ökologische Nach-
haltigkeit verbinde. „Willkommen zu-
rück im Basislager, liebe Renate“ ruft er 
den Grünen zu und formuliert das Ziel 
einer rotgrünen Regierungsmehrheit 
für 2013, kündigt aber gleichzeitig auch 

Von Gisela Niclas
Delegierte zum Bundespar-
teitag für den Unterbezirk 
Erlangen
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Termine

02.11	 20:00	 Jusos: Mitgliederversammlung	 August-Bebel-Haus	 S. 17

10.11	 15:00	 60plus: Mitgliederversammlung	 August-Bebel-Haus	 S. 17

10.11	 19:30	 AsF-Veranstaltung: Geschlechtergerechtigkeit	 VHS, Großer Saal	 S. 7
		  auf dem Arbeitsmarkt

10.11	 20:00	 Distrikt Süd: Distriktsversammlung	 Röthelheim-Biergarten	 S. 15

13.11	 11:00	 DGB-Aktionstag	 Nürnberg	 S. 20

14.11	 12:00	 Distrikt Tennenlohe: Gansessen	 Schlossgaststätte	 S. 15

15.11	 19:00	 Fraktionssitzung zum Haushalt	 Rathaus	 S. 7

16.11	 20:00	 Distrikt Eltersdorf	 Schützenhaus	 S. 14

16.11	 20:00	 Distrikt Frauenaurach: Distriktsversammlung	 AWO-Raum	 S. 14

16.11	 20:00	 Distrikt Innenstadt: Distriktsversammlung	 Kulisse	 S. 15

16.11	 20:00	 Distrikt Tennenlohe: Distriktsversammlung	 Schlossgaststätte	 S. 15

16.11	 20:00	 Jusos: Mitgliederversammlung	 August-Bebel-Haus	 S. 17

20.11	 09:30	 Haushaltsseminar	 Turnerbund	 S. 7

21.11	 11:00	 Ehrungsveranstaltung	 Palais Stutterheim, Foyer	 S. 3

24.11	 20:00	 Distrikt West: Distriktsversammlung	 Zur Einkehr	 S. 17

30.11	 20:00	 Distrikt Ost: Distriktsversammlung	 Waldschänke	 S. 15

30.11	 20:00	 Jusos: Mitgliederversammlung	 August-Bebel-Haus	 S. 17

08.12	 19:30	 Distrikt Anger/Bruck: Essen zum	 Angerwirt	 S. 14
		  Jahresausklang

14.12	 20:00	 Jusos: Mitgliederversammlung	 August-Bebel-Haus	 S. 17
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aus dem Kreisverband

Kreismitgliederversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Ehrungsveranstaltung 
mit Verleihung 

der August-Bebel-Uhr
am Sonntag, den 21. November 2010, 11.00 Uhr
im Foyer des Palais Stutterheim, Marktplatz 1

Einen Höhepunkt feiern wir mit der Verleihung der August-Bebel-
Uhr 2010. Für seine besonderen Verdienste um die Erlanger Sozi-
aldemokratie hat der Kreisvorstand beschlossen, in diesem Jahr 
Dr. Rudolf Schwarzenbach die August-Bebel-Uhr zu verleihen. Eine 
Würdigung erfolgt im Monatsspiegel Dezember 2010.

Im Rahmen einer kurzweiligen Veranstaltung stehen anschließend vor allem 
unsere Jubilare im Mittelpunkt. Wir können in diesem Jahr ehren:

Wir hoffen viele von Euch bei diesem besonderen Anlass, der Parteigeschichte 
lebendig werden lässt, begrüßen zu können, um gemeinsam mit unseren lang-
jährigen und verdienten Mitgliedern zu feiern.

Dieter Rosner	 Dirk Goldenstein	 Sandra Radue

inhaltliche Debatten mit der „liberalen 
Ökopartei“ an.

Die SPD, so Gabriel weiter, muss auf 
allen Ebenen wieder für die Mehrheit 
der Arbeitnehmer und ihre Familien Po-
litik machen. Er bekennt sich zur aktu-
ellen Position der SPD, zur Aussetzung 
der Rente mit 67. Die Bedingung des Ge-
setzes, die deutliche Erhöhung der Be-
schäftigungsrate der ab 60-jährigen, sei 
bislang nicht gelungen. Die SPD müsse 
sich hier neu positionieren. Er macht 
allerdings keinerlei Ansagen, in welche 
Richtung das gehen soll. 

Er spricht sich für Volksentscheide 
aus: „Sie bieten die Chance, Parteien 
und Regierungen unter Erklärungsdruck 
zu setzen. Alle Parteien müssen sich im 
Falle von Volksentscheidungen mehr 
Mühe geben, Positionen nachhaltig in 
der Bevölkerung zu verankern.“ 

Finanzminister a.D. Peer Steinbrück, 
übrigens der einzige, der seine Rede-
zeit nicht nur einhält, sondern deutlich 
verkürzt, fordert angesichts der „Ent-
grenzung der Ökonomie“ eine bessere 
internationale Aufstellung der Politik. 
Er plädiert dafür, nicht zu warten, bis 
sich ganz Europa einig sei, sondern in 
Deutschland voranzugehen, unter Ab-
sprache mit denen, z.B. Österreich, die 
ebenso wie die deutschen Sozialdemo-
kraten die Regulierung der entfesselten 
Finanzmärkte wollten. „Wir brauchen ei-
nen handlungsfähigen Staat. Wir müs-
sen die Spielregeln bestimmen, nach 
denen Marktprozesse stattfinden.“ Er 
fordert die Verteilung der Folgekosten 
der Finanzkrise unter den Verursachern. 
Er schlägt vor, nicht mehr von Finanz-
markttransaktionssteuer zu reden. „Was 
die Menschen verstehen, ist, wenn auf 
jedes Finanzgeschäft eine Umsatzsteu-
er erhoben wird, wie sie eine bezahlen 
auf Produkte und Dienstleistungen“. 

Drei Faktoren werden nach seiner 
Auffassung für künftige Wahlsiege be-
nötigt: Die SPD als Instanz für soziale 
Balance und wirtschaftliche Kompetenz 
und als Plattform für große gesellschaft-
liche Auseinandersetzungen. „Es gilt, 
nicht nur Arme und Arbeitnehmer zu 
vertreten, sondern auch Selbstständige 
und insbesondere den Mittelstand.“

Zum außerordentlichen Parteitag 
2010 in Berlin lagen über 100 Anträge 
vor. Schwerpunkte: 1) Hartz IV, Mindest-
lohn, Mitbestimmung, Arbeitsmarkt 
2) Altersarmut, Rente 65/67, 3) Wirt-
schafts- und Finanzkrise, 4) Afghanistan. 
Angenommen wurden 12 Anträge, dar-

Für 10 Jahre Mitgliedschaft
Wolfgang Allstadt
Christian Beck
Ted Ganten
Manuel Huck
Antje Junghänel
Doris Lanz
Gunnar Seelow
Susanne Welzenbach

Für 25 Jahre Mitgliedschaft
Heike Fischer
Manfred Jelden
Stans Möhringer
Evelyne Sauerbeck
Thorsten Wegscheider

Für 40 Jahre Mitgliedschaft
Dietmar Hahlweg
Reinhilt Häusler

Roland Heumül!er.
Manfred Kirscher
Klaus-Dieter Löw
Klaus Mattischeck
Herbert Micheler
Werner Thiele
Gerhard Trescher
Harald Völker
Wolfgang Von Rimscha
Renate Winter-Rehm

Für 50 Jahre Mitgliedschaft
Christian Frank
Anton Neubauer
Rudolf Schwarzenbach
Helmut Straub

Für 60 Jahre Mitgliedschaft
Ruth Lang
Fritz Spath

Fortsetzung auf Seite 4
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aus dem Kreisverband

unter die beiden Grundsatzanträge des 
Parteivorstandes (PV) in Romanform, 
zum Teil mit klaren Positionen, zum Teil 
mit weiteren Prüfaufträgen. Die übrigen 
wurden samt und sonders verwiesen, 
z.B. an den PV, die sozialdemokratische 
Gemeinschaft für Kommunalpolitik 
(SGK), die Sozialdemokraten im Euro-
paparlament (SPE), an die Bundestags-
fraktion, die Projektgruppe „Steuer- und 
Abgabenkonzept“, die Kommission „Zu-
kunft der Alterssicherung – Schutz vor 
Altersarmut“, Zukunftswerkstatt „Gut 
und sicher leben“ und an die Afgha-
nistan-Konferenz. Zur letztgenannten 
Verweisung gab es einen Initiativan-
trag mit überwältigend vielen Unter-
schriften. Entgegen der Empfehlung der 
Antragsberatungskommission sollte 
zum Thema „Afghanistan“ anstelle ei-
ner Konferenz, deren Ergebnis lediglich 
empfehlenden Charakter für PV und 
Fraktion haben wird, ein Sonderpartei-
tag einberufen werden. Hätten alle, die 
unterschrieben haben, noch die Mög-
lichkeit gehabt, abzustimmen, hätte es 
voraussichtlich eine Mehrheit für einen 
Sonderparteitag gegeben. Doch dieses 
Anliegen ging ebenso wie die Debatte 
zur Rente mit 67 im Aufl ösungschaos 
des Parteitages unter. Es wird für immer 
ein Geheimnis bleiben, wie es dennoch 
zu formal korrekten „Verweisungen“ 
kommen konnte. 

Grundsatzantrag „Neues Wirtschafts- 
und Fortschrittsmodells“

„Der Finanzkapitalismus der letzten 
zwei Jahrzehnte ist gescheitert“ heißt es 
in diesem Beschluss. Notwendig ist ein 
anderes Wirtschafts- und Fortschritts-
modell für mehr Verteilungsgerechtig-
keit und der Stärkung des Staates als 
„Steuerungsinstanz“.

Ziele sind u.a. eine ökologische Indus-
triepolitik als „Wachstumstreiber“ für 
mehr Beschäftigung und höhere Löhne, 
ein Rettungsschirm für die Kommunen, 
die Umsatzsteuer auf Finanzprodukte 
und Finanztransaktionen, Steigerung 
des Spitzensteuersatzes von 42 auf 49% 
unter Wegfall der bisherigen „Reichen-
steuer“. Die 1996 abgeschaffte Vermö-
genssteuer soll wieder eingeführt und 
die Abgeltungssteuer von 25% für priva-
te Kapitaleinkünfte angehoben werden. 
Weitere Details sollen in der Projekt-
gruppe „Steuer- und Abgabenkonzept“ 
ausgearbeitet werden. Zum Bekenntnis 
zur Schuldenbremse in Deutschland 
gab es Diskussionsbedarf, aber keine 
Zeit dafür. Deswegen gab es – so habe 

ich im Nachhinein erfahren – zu fort-
geschrittener Stunde für diesen Antrag 
auch eine ganze Reihe von Gegenstim-
men. 

Grundsatzantrag „Fairness auf dem Ar-
beitsmarkt“

Dieser Antrag hat nicht nur die Dis-
kussion und die in Dresden vorgelegten 
Anträge zu diesem Themenfeld – ins-
besondere Hartz IV – aufgenommen, 
er spiegelt inhaltlich auch die Berliner 
Anträge. Stichworte hierzu: Begrenzung 
von Leiharbeit/nach kurzer Beschäf-
tigungszeit „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“, Abschaffung sachgrundloser 
Befristung, Recht auf Teilzeit verbinden 
mit Rückkehrrecht auf Vollzeit, Schaf-
fung der Möglichkeit für jugendliche 
Arbeitslose, im Rahmen einer Arbeits-

förderungsmaßnahme Schulabschlüsse 
nachzuholen, keine Einbeziehung der 
Rücklagen mehr für die Altersvorsorge 
bei Gewährung von ALG II, stärkere Ori-
entierung des Bezugs von ALG I an der 
Anzahl der Beitragsjahre in der Arbeits-
losenversicherung u.a.

Parteitag in Berlin: Der Neuanfang ist in 
Arbeit…

Was habe ich persönlich aus Berlin 
mitgenommen? Regie und Zeitrahmen 
machten diesen Arbeitsparteitag letzt-
lich zu einem Verkündigungsparteitag. 
Derartiges darf sich nicht wiederholen. 
Dass dennoch einige richtungsweisen-
de Ergebnisse gelangen – ich verweise 
auf die Stichworte zu den Anträgen – ist 
erfreulich. Die eingeschlagene inhalt-
liche Richtung stimmt. Der Neuanfang 
ist in Arbeit. Die Grundsatzbeschlüsse 
des Berliner Parteitages entsprechen 
im Großen und Ganzen der Debatte in 
Dresden sowie den Antragsinhalten der 

Parteitage November 2009 und Sep-
tember 2010. Weitere Themen, die die 
Partei insgesamt bewegen, sind ein-
deutig „Rente mit 67/Altersarmut“ und 
„Afghanistan“. Die Parteiführung muss 
begreifen, dass wir es uns nicht leisten 
können, noch jahrelang an einer klaren 
Positionierung vorbei zu taktieren. 

Von der angestrebten gesellschaftli-
chen Deutungshoheit, wie sie von Peer 
Steinbrück für die SPD in Berlin rekla-
miert wurde, sind wir offenbar noch 
weit entfernt. Wir sind auf klaren Op-
positionskurs gegangen zur unverhoh-
lenen Lobbypolitik von schwarz-gelb, 
wir gehen souverän um mit dem an-
haltenden Streit der Koalitionäre im Re-
gierungslager. Hannelore Kraft hat mit 
ihrem Wahl- und Verhandlungserfolg in 
NRW die Mehrheit der Regierungskoali-

tion im Bundesrat 
geknackt. Wir ha-
ben seit der Wahl-
niederlage 2009 
17 000 neue Mit-
glieder gewinnen 
können. 

Aber wir kom-
men in den Um-
fragewerten auf 
„keinen grünen 
Zweig“. Woran liegt 
das? Auch damit 
hätte sich der Ar-
beitsparteitag ein 
Jahr nach Dresden 
in einer basisori-
entierten Debatte 

mit entsprechendem Zeitrahmen befas-
sen müssen. Die breite, offene und soli-
darische Debatte in Dresden hat uns vor 
einem Jahr das Erlebnis vermittelt, dass 
wir in der Niederlage solidarisch zusam-
menstehen. Daraus erwächst Zuver-
sicht, Stärke und die Bereitschaft, sich 
neu aufzustellen. Der lebendige inner-
parteiliche Dialog, das – durchaus kont-
roverse – Ringen um Positionen und der 
gemeinsame, kämpferische Einsatz für 
unsere Ziele und Visionen waren immer 
unsere Stärke. Das alles muss gepfl egt, 
das darf nicht verspielt werden durch 
überbordende Selbstdarstellung der 
Parteiführung. Wir alle müssen daran 
arbeiten, dass wir nach dem schwer ver-
daulichen Basta-Modus nicht nahtlos 
dem scheinbar anstrengungsfreien Ver-
kündigungsmodus verfallen. „Es kommt 
nur auf uns selbst an“, war Sigmar Ga-
briels Botschaft in Berlin. Recht hat er. 
Nehmen wir ihn beim Wort. 

Bild: SPD-Parteivorstand
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Wir gratulieren zum Geburtstag
Wir gratulieren allen Genossinnen und 
Genossen, die im November Geburts-
tag feiern. Wir wünschen euch für euer 
nächstes Lebensjahr alles Gute

01.11.		  Sieglinde Hertwich	 
74 Jahre

03.11.		 Ruth Sych	  
77 Jahre

04.11.		 Franz Höfer	  
60 Jahre

04.11.		 Herbert Hummich	  
73 Jahre

08.11.		 Rosi Pfister 
77 Jahre

08.11.		 Grete Höfer 
87 Jahre

10.11.		  Margit Holdschick 
71 Jahre

13.11.		  Wolfgang Peter 
60 Jahre

19.11.		  Anton Neubauer 
71 Jahre

22.11.		 Lutz Reyher 
83 Jahre

23.11.		 Axel Graemer 
60 Jahre

28.11.		 Erich Mondon 
71 Jahre

30.11.		 Harald Straube 
87 Jahre

Das politische Engagament von 
Wolfgang ist geprägt durch seine Arbeit 
bei und mit der Sozialistischen Jugend 
– die Falken, deren proklamiertes Ziel 
es ist, Kinder und Jugendli-
che auf der Grundlage sozi-
alistischer Ideale und eines 
emanzipatorischen und to-
leranten Ansatzes zu selbst-
bewussten und kritischen 
Persönlichkeiten aufwach-
sen zu lassen. Er selbst hat 
dieses Ziel für sich erreicht, 
wie jeder Mensch, der ihm 
begegnet, erfahren kann.

Als engagierter Vertre-
ter der Interessen von Kin-
dern und Jugendlichen und 
Kämpfer für soziale Gerech-
tigkeit hat er sich im Erlanger Stadtrat 
einen Namen gemacht, ebenso wie in 
seinem breiten gesellschaftlichen En-
gagement als Gründungsmitglied und 
langjähriges Vorstandsmitglied des 
E-Werk-Vereins oder des Fördervereins 
Spiel- und Lernstuben. Für die SPD hat 
er über viele Jahre im Vorstand mit-
gearbeitet und in seinem Stadtteil in 
Bruck Basisarbeit geleistet, die hoch 
anzurechnen ist. Auch das Private war 
und ist für ihn politisch: Den Anspruch 
auf Gleichstellung der Geschlechter hat 
er als einer der ganz wenigen Männer 
seiner Generation mit seiner Frau und 
seinen Kindern gelebt.

Wer das Glück hat, näher mit ihm 
zu tun zu haben, lernt einen Menschen 
kennen, der sehr vielseitig interessiert 
ist und kompetent, zuverlässig und 
gern im Team arbeitet. Im persönlichen 
Umgang zeichnen ihn seine große 
Hilfsbereitschaft, Großzügigkeit und 
Bescheidenheit aus. Ohne Menschen 
wie Wolfgang könnte eine Partei wie 
die SPD, ebenso wie viele Organisatio-

nen nicht existieren. 
Alle, die mit ihm zu tun haben, spü-

ren, dass es ihm Freude macht, etwas 
umzusetzen und Zukunft zu gestal-

ten. Selbst wenn das 
manchmal mühsam 
ist – Stichwort Monats-
spiegelredakteur – er 
nimmt die Dinge mit 
Humor und betrachtet 
jeden neuen Auftrag 
oder jede neue Funk-
tion nicht nur als Her-
ausforderung, sondern 
auch als Bereicherung. 

Auch heute ist er 
noch unterstützend in 
der Jugendarbeit aktiv, 
wenn es darum geht, 

nicht-kommerzielle Freizeitmöglich-
keiten für Kinder und Jugendliche zu 
fördern. Auch im Sportbereich arbeitet 
er seit sehr langer Zeit mit und für Ju-
gendliche. Über seine Kinder ist er zum 

Wolfgang Peter wird 60
Herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag

ATSV Erlangen gekommen. Nach eini-
gen Jahren als Schatzmeister hat Wolf-
gang 2009 das Präsidentenamt des 
Brucker Sportvereins übernommen. 
Sein Motto: Solange man aufgeschlos-
sen für Neues ist, bleibt man jung und 
aktiv.

Lieber Wolfgang, wir danken dir im Na-
men des Kreisverbandes und der Stadt-
ratsfraktion herzlich für deine Arbeit 
und wünschen dir für die kommenden 
Jahre alles Gute

Von Barbara Pfister
stellvertretende Vorsitzende 
der Stadtratsfraktion

Von Dieter Rosner
SPD-Kreisvorsitzender

Redaktionsschluss
für den nächsten Monatsspiegel  

Dezember 2010/Januar 2011
19.11.2010
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50.000 Men-
schen aus ganz Bay-
ern, benachbarten 
Bundesländern und 
Österreich demons-
trierten am Sams-
tag, 09. Oktober, in München gegen die Laufzeitverlängerung 
der Atomkraftwerke. Auch ein Bus mit Mitgliedern der SPD 
Erlangen/Erlangen-Höchstadt war dabei. Die Münchener Men-
schenkette übertraf bei weitem die Erwartungen. Auf zehn Ki-
lometern Länge standen die Menschen bei strahlendem Son-
nenschein Schulter an Schulter und oft in mehreren Reihen! Die 
Menschenkette war damit die größte Anti-Atom-Demonstrati-

on in Bayern seit Wackersdorf. 

Und es tat gut, so viele rote SPD-Fahnen zu sehen!

SPD-Unterbezirk Erlangen bei der 
Anti-Atom-Demo in München
50.000 demonstrieren gegen die Atompolitik von Schwarz-Gelb

Von Martina Stamm-Fibich
Mitglied im SPD-Unterbe-
zirksvorstand
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Die Kreismitgliederversammlung for-
dert die SPD-Stadtratsfraktion dazu auf, 
dass die nachfolgenden Forderungen in 
den entsprechenden Ausschüssen und 
im Stadtrat zeitnah und nachhaltig ein-
gebracht werden.

1. Forderung: Bessere organisatorische 
Koordination der ambulanten Versor-
gung in Erlangen 

Auf Grund der positiven Entwick-
lung der Gesundheitsversorgung zeigt 
sich, dass ältere Menschen solange 
wie  möglich in ihrer häuslichen Um-
gebung bleiben wollen. Dies bedingt 
eine ausreichende ambulante Ver-
sorgung. Die ambulante Versorgung 
pfl egebedürftiger Menschen in priva-
ten Haushalten kann zwar insgesamt 
als ausreichend betrachtetet werden, 
doch zeigt sich die Notwendigkeit ei-
ner besseren organisatorischen Koor-
dination.

Engpässe bei den Abrechnungen mit 
den Kassen am Ende des Monats müs-
sen vermieden werden, da sie zu zu-
sätzlichen fi nanziellen Belastungen der 
Pfl egenden führen.

2. Forderung: Das Angebot an beschütz-
tem Wohnen für dementiell Erkrankte 
muss erhöht werden

Bei der stationären Pfl ege gibt es in 
Erlangen Überkapazitäten. Ein erhebli-
cher Teil der Bewohner von Pfl egehei-
men ist bereits dementiell erkrankt, 
wird jedoch nur mit der allgemeinen 
Standardpfl ege versorgt. Deshalb muss 
das Angebot des beschützenden Woh-
nens dringend vergrößert werden. 

3. Forderung: Altersgerechtes Wohnen 
muss auch Bürgern mit niedrigem Ein-
kommen ermöglicht werden

Bei den barrierefreien und senioren-
gerechten Wohnungen für alle Einkom-

Haushaltsbe-
ratungen 2011
Liebe Genossinnen und Genossen,
auch dieses Jahr wollen wir den 
Haushalt 2011 der Stadt Erlangen 
wieder gemeinsam mit euch disku-
tieren. Deshalb laden wir euch herz-
lich ein zum

Haushaltsseminar
am Samstag, 20. No-

vember ab 9.30 Uhr im 
Turnerbund

Wir laden euch außerdem ein zur

Fraktionssitzung zum 
Haushalt mit Harry 

Riedel, Kämmerer der 
Stadt Nürnberg

am 15. November, 19 Uhr 
im kleinen Sitzungs-

saal, Rathaus, 1. Stock 
Wie in jedem Jahr seid ihr alle einge-
laden, Euch an der Diskussion zum 
Haushalt zu beteiligen.

Mit solidarischen Grüßen
Florian Janik
Fraktionsvorsitzender

Den demographischen Wandel in 
Erlangen gestalten
Beschluss der Kreismitgliederversammlung vom 21.10.2010

mensschichten besteht in Erlangen ein 
Nachholbedarf. Die Stadt sollte deshalb 
diese durch Zuschüsse fördern, so dass 
auch Bürgern mit niedrigem Einkom-
men ein altergerechtes Wohnen mög-
lich wird. Die geplante Halbierung der 
Städtebauförderung durch den Bund 
ist abzulehnen, weil dadurch die soziale 
Schiefl age im Wohnungsbau noch ver-
stärkt wird. 

Geschlechtergerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt?Geschlechtergerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt?
Arbeitsmarktchancen von Hartz-IV-Empfängerinnen

10. November 2010, 19:30 Uhr
Großer Saal der VHS, Friedrichstraße 19

Referat: Joanna Zaleska-Beyersdorf

der Bundesagentur für Arbeit (BA)
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 

anschließend Diskussion

Bild: Paul-Georg Meister/
pixelio.de
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aus den Parlamenten

Die Argen haben sich bei der Arbeitsver-
mittlung, Qualifizierung und Leistungs-
berechnung bewährt. Deshalb ist es 
sinnvoll, dass sie das auch in der neuen 
Organisationsform der Jobcenter in un-
seren Städten und Landkreisen weiter-
hin tun können.

Gleichzeitig bin ich wie die vielen 
von mir in den letzten Tagen besuchten 
ARGE-Vertreter der Meinung, dass das 
derzeit heiß diskutierte „Bildungspa-
ket“ für benachteiligte Kinder nicht bei 
der Arbeitsvermittlung, sondern nieder-
schwellig bei Einrichtungen der Famili-
enbildung oder der Jugendhilfe ange-
siedelt werden sollte.

Bildungsangebote und Familienlot-
sen für sozial benachteiligte Familien 
sollten über die Jugendämter organisiert 
und über Mehrgenerationenhäuser oder 
Kokis ausgereicht werden. Dazu sind die 
ARGEn ebenso wie die kommunale Ar-

beitsvermittlung in Erlangen nicht da.
Auch pragmatisch denkende Unions-

Kollegen sind sich mit mir einig, dass 
die Bundesregierung für diese zusätz-
liche Aufgabe Geld an die Kommunen 
geben muss: Wenn wir nicht nur private 
Nachhilfeleistungen einkaufen, sondern 
Strukturen zur Verbesserung kindlicher 
Bildungschancen für alle Bedürftigen 
schaffen wollen, brauchen Städte und 
Landkreise dafür Finanzmittel.

Kommunale Bildungsangebote müs-
sen möglichst früh ansetzen, damit „Bil-
dungsverlierer“ unter den Kindern erst 
gar nicht entstehen könnten. Diese Leis-
tung muss als kommunale Pflichtauf-
gabe klar definiert werden – und dann 
muss der Bund auch dafür Geld geben.

Die Jobcenter-Reform in unserer 
Region muss aber auch noch andere 
Gewinner haben: Als Bundestagsabge-
ordnete und vor Ort aktive Kreisrätin ist 

Jobcenterreform und Bildungspaket: Lieber gut 
Arbeit vermitteln als schlecht Nachhilfe anbieten

es mir ein Anliegen, dass eine gute Ver-
mittlung zur Stärkung unseres regiona-
len Arbeitsmarktes beiträgt. Gerade im 
Aufschwung müssen wir ältere Arbeits-
suchende, Schulabgänger und Wieder-
einsteigerinnen so qualifizieren, dass 
sie Chancen auf einen zukunftssicheren 
und gut bezahlten Arbeitsplatz haben.

Mit der dauerhaften Jobcenterlösung 
muss dann auch die hohe Personalfluk-
tuation in einigen ARGEn ein Ende ha-
ben: Die Jobcenter brauchen attraktive, 
unbefristete Arbeitsplätze, damit die 
Anspruchsberechtigten die Gewähr ha-
ben, erfahren, engagiert und kompe-
tent beraten zu werden.

Von Marlene Rupprecht MdB
Betreuungsabgeordnete für 
den Wahlkreis Erlangen

Armut vor Ort bekämpfen
Umsetzung der Neuregelung des SGB II: SPD fordert von Staatsregierung Sozialgipfel

Die SPD-Landtagsfraktion fordert in 
einem Dringlichkeitsantrag die baye-
rische Sozialministerin auf, kurzfristig 
(nach Möglichkeit noch im Oktober 
2010), einen „Sozialgipfel“ zur Umset-
zung der Neuregelungen des Sozial-
gesetzbuches SGB II mit den Sozialre-
ferenten aller kreisfreien Städte und 
Landkreise in Bayern einzuberufen.

In der derzeit laufenden Diskussion 
findet die kommunale Ebene keine Be-
rücksichtigung. Armut kann aber am 
effektivsten vor Ort bekämpft werden. 
Deshalb ist es unerlässlich, die Experten 
vor Ort einzubeziehen.

Der Sozialgipfel soll unter Anderem 
folgende Fragen klären:
1. Wie kann die Förderung leistungs-

schwacher Kinder am wirkungsvolls-
ten umgesetzt werden?
a)	 Welche Strukturen sind hierzu in 

den Kommunen bereits vorhan-
den?

b) 	Welche Projekte, Maßnahmen 
und Einrichtungen sollten durch 
staatliche Leistungen unterstützt 
werden?

2. 	Wie kann der Zugang von Kindern 
zu Vereinen in den Bereichen Sport, 
Spiel und Kultur gesichert werden?
a)	 Welche Strukturen sind bereits 

vorhanden?
b)	 Wie kommen die vorgesehenen 10 

Euro an das Kind?
c) 	Kann mit den vogesehenen 10 

Euro monatlich das angestrebte 
Ziel der gesellschaftlichen Teilha-
be verwirklicht werden?

3.	 Der geplante Zuschuss für ein war-
mes Mittagessen ist gut, kommt er 
aber auch bei allen Kindern an?
a)	 In wie vielen bayerischen Schulen 

und Kindertagesstätten wird der-
zeit ein warmes Mittagessen an-
geboten?

b)	 Wie ist bei der Umsetzung Büro-
kratie und Diskriminierung zu ver-
meiden?

4.	 Es gilt auch zu klären, in wie weit das 
vorgesehene Bildungspaket nicht nur 
für Leistungsempfänger nach dem SGB 
II zur Verfügung gestellt wird, sondern 
auch von Kindern aus Familien mit ge-
ringen Einkommen benötigt wird.

Staatsministerin Haderthauer hat 
bisher in der gesamten Debatte über die 
Neuregelung des SGB II keine eigenen 
Vorschläge präsentiert. Ihre öffentlichen 
Äußerungen müssen wir nach wie vor als 
Ablehnung der Vorschläge des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales werten. 
Unabhängig davon sind die Regelungen 
im bisherigen Referentenentwurf, gerade 
was die Umsetzung vor Ort betrifft, völlig 
unklar. Die strukturellen Veränderungen 
durch die Neuregelung des SGB II müssen 
das klare Ziel verfolgen, die gesellschaft-
liche Teilhabe insbesondere von Familien 
zu sichern. Der Kreislauf der Armut, dass 
Kindern von Hartz-IV-Empfängern wieder 
das gleiche Schicksal droht, muss endlich 
durchbrochen werden. Die Bekämpfung 
von Armut kann am besten durch eine 
gut ausgebaute Infrastruktur vor Ort er-
reicht werden.

Von Angelika Weikert MdL
Betreuungsabgeordnete für 
den Stimmkreis Erlangen-
Stadt
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Gleichstellung fördern – aber bitte richtig!
Überraschend hat das Europäische 

Parlament am Mitte Oktober in Straß-
burg für eine Verlängerung des EU-weit 
geltenden Mutterschutzes von derzeit 
mindestens 14 auf 20 Wochen bei vollem 
Lohnausgleich gestimmt. Gleichzeitig 
werden die Mitgliedstaaten angehalten, 
die Möglichkeit eines zweiwöchigen Va-
terschaftsurlaubes anzubieten, der den 
Regelungen zum Mutterschutz gleich-
wertig ist. Für Deutschland würde das 
bedeuten, dass Väter Anspruch auf die 
beiden Wochen bei ebenfalls vollem 
Lohnausgleich hätten.

„Leider hat eine Mehrheit im Eu-
ropäischen Parlament hier völlig un-
terschiedliche Aspekte miteinander 
vermengt“, kommentierte die SPD-Eu-
ropaabgeordnete Kerstin Westphal das 
Abstimmungsergebnis und kritisierte, 
dass der angenommene Bericht nicht 
ausreichend zwischen Mutterschutz-, 
Eltern- und Vaterschaftszeiten unter-
scheidet: „Mutterschutz ist Gesund-
heitsschutz, und Untersuchungen zei-
gen, dass ein Mutterschutz von sechs 

bis acht Wochen nach der Geburt voll-
kommen ausreichend ist. Und die zu-
sätzlich zum Mutterschutz möglichen 
beiden Wochen Vaterschaftsurlaub 
haben mit dem Gesundheitsschutz für 
Frauen nichts tun und gehören da ein-
fach nicht hin.“

Auch aus einem anderen Grund sieht 
Westphal die Verlängerung der Mut-
terschutzzeit von 14 auf 20 Wochen 
skeptisch, sie fürchtet eine erhebliche 
Schwächung der Chancen von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt: „Die Entschei-
dung für 20 Wochen Mutterschutz birgt 
große Risiken. Ich fürchte, dass sich die-
se Regelung letztendlich als Bumerang 
erweisen wird und die Beschäftigungs-
chancen für Frauen auf dem Arbeits-
markt deutlich sinken werden“, so Kers-
tin Westphal.

Die SPD-Abgeordnete richtet jetzt 
den Blick in die Zukunft: „Wichtig ist, 
dass wir uns noch stärker als bisher um 
Kinderbetreuungs-Einrichtungen be-
mühen. Diese müssen flächendeckend, 
kostenlos und von hoher Qualität sein, 

damit Eltern die Möglichkeit haben, 
wieder ins Erwerbsleben einzusteigen.“ 
Gute Betreuung für Kinder von arbei-
tenden Frauen führe schließlich zu einer 
höheren Erwerbstätigkeit und auch zu 
mehr Geburten. Westphal abschlie-
ßend: „Rheinland-Pfalz macht es vor 
– hier müssen wir ansetzen, um Eltern 
sinnvoll zu unterstützen und Familie 
und Beruf in Einklang zu bringen.“

Hintergrund: Bevor die Regelungen 
in Kraft treten können, müssen sich 
zunächst die Mitgliedstaaten auf eine 
gemeinsame Position verständigen und 
einen Kompromiss mit dem Parlament 
erzielen. Die heutige Abstimmung stell-
te lediglich die erste Lesung im Europäi-
schen Parlament dar.

Von Kerstin Westphal MdEP
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aus befreundeten Organisationen

Die derzeitige Debatte über die In-
tegration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund und besonders von 
Muslimen und zuletzt als ein trauriger 
Höhepunkt die Äußerungen unseres Mi-
nisterpräsidenten Seehofer haben die 
IGE entsetzt und schockiert. Die Würde 
von Menschen wird angegriffen, dazu 
können wir nicht schweigen.

Rassistisches Gedankengut war lange 
Zeit in Deutschland geächtet. Aber nun 
müssen wir erleben 
wie Politiker, Jour-
nalisten und andere 
einflussreiche Per-
sonen sich dumpfer 
rassistischer Parolen 
bedienen und Kritik 
daran als Angriff auf 
die Meinungsfrei-
heit verunglimpft 
wird. Immer mehr 
Menschen auch aus 
dem Mittelstand und auch mit guter 
Ausbildung bedienen sich schlimmer 
Hetzparolen und schüren Vorurteile 
und Ressentiments. Durch derartige Äu-
ßerungen werden rassistische Gewalt-
taten und die Aushöhlung von Grund-
rechten legitimiert. Fremdenfeindliche 
Äußerungen haben bereits früher den 
Nährboden für rassistische Übergriffe 
geschaffen, siehe Mölln, Rostock, Solin-
gen. Eine sinnvolle Debatte über Integ-
ration ist so nicht möglich.

Deutschland läuft Gefahr seine 
Rechtsstaatlichkeit zu verlieren, wenn 
für bestimmte Gruppen Menschen-
rechte außer Kraft gesetzt werden. 
Die Bewertung von Menschen anhand 
ihrer Zughörigkeit zu Volks- oder Reli-
gionsgruppen entstammt der faschis-
tischen Ideologie, mit der Deutschland 
die schlimmsten Erfahrungen gemacht 
hat.

Deutschland, wie andere Länder 
auch, muss sich wandeln, Reformen sind 
in vielen Bereichen notwendig. Statt die 

Stellungnahme der Islamischen Gemeinde  
Erlangen zur derzeitigen Integrationsdebatte

notwendigen Reformen anzugehen, 
wird von den eigentlichen Problemen 
abgelenkt und ein Sündenbock gesucht. 
Der soziale Frieden ist dadurch bedroht 
und hier entsteht die wahre Spaltung 
der Gesellschaft.

Nicht die Migranten sind integ-
rationsunwillig, denn es sind Men-
schen, die sich bewusst für ein Leben 
in Deutschland entschieden haben. Es 
sind die ungleichen Chancen und die 

Diskriminierungen, 
die ihre Integration 
beschneiden. Men-
schen mit Migra-
tionshintergrund, 
die in der zweiten, 
dritten und vier-
ten Generation in 
Deutschland leben, 
sind hier soziali-
siert und somit ein 
„Produkt“ der deut-

schen Gesellschaft.
In Deutschland wird die Religions-

zugehörigkeit nicht erfasst, Menschen 
werden aufgrund ihrer Staatsangehö-
rigkeit bestimmten Religionen zugeord-
net. Wenn man Türke ist, wird man als 
Muslim gezählt, unabhängig davon, ob 
man gläubig ist oder Atheist oder viel-
leicht einer anderen Religion angehört. 
Es gibt Kriminelle, die Muslime sind, 
aber es gibt keine islamische Krimina-
lität. Gläubige Menschen sind nicht kri-
minell, denn das widerspricht ja ihrem 
Glauben. Der Islam ist keine Kultur, kei-
ne Ideologie und kein System, sondern 
eine Weltreligion, zu der sich eineinhalb 
Milliarden Menschen bekennen.

Integrationsunwillige Menschen fin-
den sich in allen Bereichen der Gesell-
schaft. Es sind dies beispielsweise Steu-
erflüchtlinge, die ihren in Deutschland 
erworbenen Reichtum in Steueroasen 
anlegen, es sind Banker, die Steuermilli-
arden verzocken, es sind Menschen, die 

ausschließlich ihre egoistischen Bedürf-
nisse auf Kosten anderer durchsetzen 
wollen.

Vor einigen Monaten hat Deutsch-
land bei der Fußballweltmeisterschaft 
ein Wir-Gefühl erlebt, zu dem Menschen 
mit Migrationshintergrund wesentlich 
beigetragen haben. Das muss nun auf 
andere Bereiche übertragen werden.

In einer Stadt wie Erlangen wird 
der Beitrag von muslimischen Wissen-
schaftlern und Ingenieuren deutlich. 
Diese Menschen sind weltweit gefrag-
te Fachleute und haben sich bewusst 
für Deutschland entschieden. Durch die 
derzeitige Debatte werden sie vertrie-
ben und Deutschland verliert aufgrund 
fehlender Fachleute den Anschluss an 
die Weltspitze.

Deutschland und hier besonders 
auch Bayern profitieren durch viele Ex-
porte und Aufträge in hohem Maße von 
den guten Beziehungen zu arabischen 
Ländern. Gerade Erlangen mit einem 
Siemensstandort gehört auch dazu. 
Die Stadt Erlangen hat erfolgreiche In-
tegrationsarbeit geleistet, indem sie 
ständig im Dialog mit ihren ausländi-
schen Mitbürgern und hier eben auch 
den Muslimen steht. Die muslimischen 
Gemeinden in Erlangen leisten seit Jah-
ren anerkannte Integrationsarbeit, bei-
spielsweise durch Deutschkurse und 
Förderunterricht nicht nur für Gemein-
demitglieder und zahlreiche Informati-
onsveranstaltungen. Diskriminierung 
und Ungleichbehandlung führen je-
doch dazu, dass sich Menschen ausge-
grenzt fühlen und sich zurückziehen. 
Dies macht jegliche Integrationsarbeit 
zunichte. Wir in die IGE sind interessiert 
an einer sachlichen Debatte über die In-
tegration von Migranten, denn von der 
Integration profitiert in erster Linie der 
Migrant selbst. Sie verbessert die Le-
bensqualität und gibt Kindern und Ju-
gendlichen Perspektiven.
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Positionen

1. Das Alterseinkommen setzt sich aus 
unterschiedlichen Komponenten zu-
sammen. Neben der Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
gibt es noch andere Einkünfte, die 
Einfluss haben auf die materielle Si-
tuation.
Zu nennen sind

betriebliche Zusatzrenten•	
Eigenheimbesitz (keine Mietzah-•	
lungen und deshalb deutlich billi-
geres Wohnen)
Erlöse aus Vermögen / Ersparnis-•	
sen

2.	 Diese zusätzlichen Einkommen wer-
den bei der Berechnung des Durch-
schnittseinkommens von Rentner-
haushalten einbezogen, weshalb das 
verfügbare durchschnittliche Haus-
haltseinkommen oft markant höher 
als das reine Renteneinkommen aus-
fällt. Bei Haushalten, die nur Leistun-
gen aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung beziehen, dürfte dies meist 
daran liegen, dass ihre Einkommen 
zu niedrig waren, um eigenes Ver-
mögen (Wohneigentum, Vermögen, 
Ersparnisse) zu bilden. Wer schlecht 
verdiente, ist daher doppelt gestraft: 
niedriges Einkommen während der 
Erwerbsphase und deswegen keine 
Rücklagenbildung; das führt dazu, 
dass auch das Einkommen in der 
Rentnerzeit mager bleibt.

3. Die Rentenhöhe wird im Wesentli-
chen bestimmt durch die Einkom-
menshöhe (bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze) und durch die Zahl 
der Beitragsmonate/Beitragsjahre. 
Durch die rot-grüne Regierung wurde 
das Leistungsniveau der Rentenver-
sicherung (Rentenhöhe in Relation 
zum vorherigen Nettoeinkommen) 
abgesenkt. Dies geschah nach vorhe-
rigen ähnlichen Reformen in der Ära 
Kohl, die mit dem Regierungsantritt 
der Regierung Schröder/Fischer zu-
nächst (in falscher Einschätzung der 
Strukturprobleme der Rentenversi-
cherung) rückgängig gemacht wor-
den waren.

4.	 Oft wird übersehen, dass es viele Si-
tuationen in der Arbeitswelt gibt, die 
Auswirkungen auf die Rentenhöhe 
haben. Es kann sich dabei um Einflüs-
se auf die Zahl der Beitragsjahre oder 

auf die Höhe der Beitragsleistung 
handeln.
a.	 Längere Berufsausbildungszeiten 

reduzieren tendenziell die Zahl 
der Beitragsjahre. Früher wurden 7 
Jahre angerechnet, heute nur noch 
3. Zu beachten ist: In der Regel 
sind die positiven Auswirkungen 
längerer Ausbildung aber deutlich 
höher als die negative Auswirkung 
von weniger Beitragsjahren.

b.	 Teilzeitbeschäftigung, und damit 
ein entsprechend niedrigeres Ein-
kommen, wirkt sich unmittelbar 
auf die Rentenhöhe aus. Längere 
Phasen von Teilzeitarbeit führen 
zwangsläufig zu niedrigeren Ren-
ten. Die Wahrscheinlichkeit, dann 
auf die Grundsicherung (Minimal-
rente etwa auf Niveau von Hartz 
IV) angewiesen zu sein, nimmt 
deutlich zu.

c.	 Phasen beruflicher Selbständig-
keit schlagen ebenfalls voll auf 
die Rentenhöhe durch, außer man 
zahlt freiwillige Beiträge, oder es 
handelt sich um Berufe, bei de-
nen Versicherungspflicht weiter 
besteht (z. B. bei Scheinselbstän-
digkeit). Oft wird die Zahlung 
freiwilliger Beiträge unterlassen, 
weil in den ersten Jahren der Selb-
ständigkeit das Einkommen eher 
knapp ausfällt.

d.	 Phasen von Arbeitslosigkeit füh-
ren auch zu reduzierten Renten. 
Die Höhe von Beiträgen zur Ren-
tenversicherung im Falle von Ar-
beitslosigkeit differierte in der 
Vergangenheit oft abhängig von 
politischen Mehrheiten und von 
der Kassenlage des Bundes. Eher 
heftig sind die Auswirkungen von 
Langzeitarbeitslosigkeit (Hartz 
IV). In der Vergangenheit wurden 
geringe Beiträge gezahlt (nicht für 
alle Einkommensbestandteile), 
im aktuellen Sparpaket der Bun-
desregierung sind keine Beiträge 
mehr vorgesehen; es ist abzuwar-
ten, wie welche Zeiten dann noch 
angerechnet werden können.

e.	 Die Minijobs sind populär. Freiwil-
lig kann man für die Rentenversi-
cherung Beiträge zahlen. Arbeit-
geber müssen das – im Gegensatz 

zu den Regelungen bei normaler 
sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung – nicht veranlassen 
und außerdem auch keine Anteile 
am Versicherungsbeitrag überneh-
men. Eher nur wenige Minijobber 
denken daran, ihre Rente zu bedie-
nen. Die langfristigen Auswirkun-
gen dürften meist nicht bewusst 
sein.

Positiv berücksichtigt werden Aus-
fallzeiten im Falle von Schwanger-
schaft/Elternzeit/Kinderbetreuung. 

5. Politisch tickt langfristig eine „Zeit-
bombe“. Man muss bedenken, dass 
man bei nur ca. 55% aller künftigen 
Rentenbezieher von einem soge-
nannten Normalarbeitsverhältnis 
ausgehen kann (also das ganze Er-
werbsleben über vollzeitig tätig in 
abhängiger/versicherungspflich-
tiger Beschäftigung ohne Phasen 
von Langzeitarbeitslosigkeit). Wenn 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, ergibt sich meist keine Rente, 
die wesentlich über das Existenzmi-
nimum hinaus reicht. Nicht selten 
wird dann noch eine Aufstockung 
aus staatlichen Mitteln nötig sein 
(Grundsicherung). Um diese Gefahr 
zu mindern, ist die Zahlung von Bei-
trägen zur Rentenversicherung min-
destens in Höhe der gewährten Sozi-
alleistungen notwendig. Andernfalls 
fallen diese aktuell (in Zeiten der Ar-
beitslosigkeit) eingesparten Kosten 
zu einem wesentlich späteren Zeit-
punkt an (das stellt eine Belastung 
künftiger Generationen durch heute 
verursachte Kosten dar).

6.	 In jedem Fall bedeutet das, dass 
man mittel- und längerfristig mit 
einer sehr viel größeren Altersarmut 
als heute rechnen muss. Heute sind 
Rentnerhaushalte im Vergleich zu 
Nichtrentnerhaushalten noch deut-
lich unterdurchschnittlich von Armut 
betroffen. Im Übrigen: Am heftigsten 
werden die Veränderungen bei der 
Altersarmut in den neuen Bundeslän-

Wodurch wird die Höhe unserer Rente und da-
mit unser Einkommen als Rentner beeinflusst?

Von Gerd Peters
Vorsitzender des Distrikts 
West
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Positionen

Die Kritik am sogenannten Hinzuver-
dienst beim ALG II ist vollkommen fehl 
am Platz. Es wird vollkommen außer 
Acht gelassen, dass Leistungen nach 
dem SGB II (Hartz IV) derjenige erhält, 

der nicht genügend Einkommen hat. 
Hartz IV ist also eine ergänzende Leis-
tung und nicht umgekehrt Arbeitslohn 
eine zusätzliche Leistung zu Hartz IV. 

dern sein. Zu DDR-Zeiten dominierte 
dort das Normalarbeitsverhältnis, seit 
der Wende gibt es dort viel Erwerbs-
losigkeit und überdurchschnittlich 
viele Beschäftigte im Niedriglohnsek-
tor. Entsprechend waren dort bis eini-
ge Jahre nach der Wende die Renten 
teilweise, insbesondere bei Frauen, 
deutlich höher als in Westdeutsch-
land. Diese Situation wird sich bald 
ins Gegenteil verkehren.

7. Die staatlichen Förderangebote zur 
Aufstockung von niedrigen Renten 
können das Problem „niedrige Ren-
te“ nur begrenzt abmildern. Oft kön-
nen sich die Betroffenen Beitrags-
zahlungen zur Aufstockung durch 
eine Riesterrente nicht leisten, weil 
ihr Einkommen zu niedrig dafür ist. 
Notwendig wäre deshalb eine ein-
kommensorientierte Staffelung der 
staatlichen Zuschüsse in umgekehr-
ter Relation zur Einkommenshöhe.

8.	 Wie schon erwähnt hängen niedrige 
Renten mit niedrigen Einkommen 

Lieber Beschäftigung zu gerechtem Lohn 
als 1-Euro-Job

Von Michael Baczko
Fachanwalt für Sozialrecht

zusammen. Die große Zahl von Hartz 
IV-Aufstockern (über 1 Mio.), also Ar-
beitnehmern, deren Einkommen un-
terhalb des Existenzniveaus liegen, 
macht dies exemplarisch deutlich. 
Nur durch flächendeckende Mindest-
löhne lässt sich dieses Problem deut-
lich reduzieren. Gewerkschaftliche 
Organisationsgrade sind insbesonde-
re im Dienstleistungsbereich oft sehr 
niedrig, von daher gesehen ist eine 
Abhilfe durch klassische Instrumente 
der Tarifpolitik unrealistisch.

9.	 Ebenfalls sollten bei Minijobs obliga-
torisch Beiträge zur Rentenversiche-
rung gezahlt werden.

10.	Und die Erblichkeit von Armut, die 
heute weitgehend besteht, kann 
man nur überwinden durch Investi-
tionen in die Bildung der Kinder wie 
Ganztagsschule, Förderunterricht 
usw.

11.	Weitere mögliche Reformkonzepte:
keine Beitragsbemessungsgrenze •	
aber begrenzte Renten, also un-

begrenzt Beiträge in Abhängigkeit 
vom Einkommen;
Rentenanspruch nach z.B. 45 Versi-•	
cherungsjahren unabhängig vom 
Alter. So könnte sich das Problem 
eines Rentenbezugs ab 67 Jahren 
bei Industriearbeitern, Bauarbei-
tern, Handwerkern usw. lösen. Ein 
früherer Rentenbezug wäre dann 
bei diesen Berufsgruppen die Re-
gel. Wegen frühzeitiger jugend-
licher Berufstätigkeit dürfte die 
Voraussetzung hierfür in der Regel 
deutlich früher gegeben sein. Ge-
genwärtig haben sie wegen der Be-
lastungssituation in ihren Berufen 
eine deutlich geringere Lebenser-
wartung als in höherqualifizierten 
Büroberufen, entsprechend kürzer 
ist die Rentenbezugsdauer
Ausweitung der Versicherungs-•	
pflicht auf alle selbständigen Be-
rufe.

Gerade diese falsche Betrachtungs-
weise und die Nichteinführung eines 
Mindestlohns hat zu immer schlech-
teren Arbeitsbedingungen und dazu 
geführt, dass Arbeitgeber sich vom 

Steuerzahler sub-
ventionieren las-
sen. Sie verlangen 
von ihren Arbeit-
nehmern, dass 
diese zu niedrigen 
Löhnen arbeiten 
und ergänzend 
Hartz IV beziehen. 
Aus diesem Grund 
darf es keine Frei-
beträge bei Ver-
diensten über 400 
Euro geben und es 
müssen Mindest-
löhne von 10 Euro 
die Stunde einge-

führt werden. (das verlangt mindestens 
jeder Schwarzarbeiter). 

Eigentlich ist es auch systemwidrig, 
bei Löhnen unter 400 Euro Freibeträ-

ge zu gewähren, da jeder, der arbeitet, 
damit benachteiligt wird, jedoch kann 
man so einigermaßen die Schwarz-
arbeit eindämmen. Ein 400-Euro-Job 
kann auch für Einige ein Einstieg zu 
einer Vollbeschäftigung sein. Im haus-
haltsnahen Bereich arbeitet sowieso 
fast jeder schwarz. Es ist vollkommen 
unrealistisch zu meinen, bei der derzei-
tigen Abgabelast würde jemand freiwil-
lig offiziell arbeiten. Folgerichtig wäre 
es, Verdienste bis zu 400 Euro, wenn 
dies der einzige Verdienst ist, auch für 
den Arbeitgeber abgabenfrei zu lassen. 
Hat jemand bereits einen Job, in dem 
er mehr als 400 Euro verdient, besteht 
kein Grund, diesen nicht mit Steuern 
und Sozialabgaben zu belasten.

Würde man diese echten Nebenver-
dienste mit dem Hauptverdienst voll 
zusammenrechnen, so steigt die Chan-

Anton Porsche (superanton.de) 
/ pixelio.de
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ce für Menschen, die sonst kaum eine 
Arbeit fi nden, eine solche zu erhalten, 
da es für Arbeitgeber dann unattraktiv 
wäre jemanden, der bereits einen Job 
hat, zusätzlich zu beschäftigen. Dies 
kann aber nur funktionieren, wenn, wie 
ausgeführt, Mindestlöhne eingeführt 
werden, die garantieren, dass jemand 
bei Vollbeschäftigung ohne zusätzliche 
Unterstützung des Staates, besser ge-
sagt der Steuerzahler, genügend Geld 
zum Leben hat.

Die derzeitige Steuer- und Sozial-
politik macht den Mittelstand und das 
Handwerk kaputt. Nur größere Betrie-
be können es sich leisten, Dumpinglöh-
ne zu zahlen und in Zusammenarbeit 
mit staatlichen und kommunalen Stel-
len, die von diesen Betrieben erpresst 
werden, Arbeitnehmer zu schlechten 
Bedingungen zu beschäftigen. Ein Trep-
penwitz ist es dabei, dass diese Unter-
nehmen sich ganz legal der Gewerbe-
steuerpfl icht entziehen, indem sie ihre 
Hauptniederlassung in Niedrigsteuer-
ländern haben und durch entsprechen-
de Gewinnabführungsverträge etc. 
ihre Umsätze und Steuern ins Ausland 
verlagern. Andererseits nehmen diese 
Unternehmen Förderungen des deut-
schen Staates für sich in Anspruch, 
während die Kommunen „verhungern“. 
Die eigentliche Steuer- und Abgaben-
last trägt der Mittelstand, Handwerker, 
Freiberufl iche.

Es ist nicht nachvollziehbar, warum 
einerseits in Kommunen das Geld für 
Unterhalt und Pfl ege von kommunalen 
Eigentum, wie z.B. Schulen und Kin-
dergärten oder Krankenhäusern, nicht 
vorhanden ist, andererseits Personen 
fürs Nichtstun Hartz IV erhalten. Ein 
Großteil dieser Personen ist arbeitswil-
lig und arbeitsbereit. Arbeitsfähig sind 
alle, sonst hätten sie keinen Anspruch 
auf Hartz IV, sondern auf Rente oder So-
zialhilfe bzw. Grundsicherung.

Es wäre wirtschaftlicher und men-
schenwürdiger, diese Personen zu Ar-
beiten zur Pfl ege und Unterhalt von 
kommunalen Eigentum und Verwal-
tungstätigkeiten in diesem Zusam-
menhang zu verpfl ichten. Natürlich 
muss ein angemessener Lohn gezahlt 
werden, der deutlich über dem Hartz-
IV-Satz liegt, alles andere, z.B. soge-
nannten 1-Euro-Jobs, stellt eine Aus-
beutung dar. Die normal entlohnte 
kommunale Arbeit hätte wirtschaftlich 
einen erheblichen Nutzen und senkt in 
der Gesamtrechnung die Ausgaben der 
Kommunen. Wer kann es leugnen, dass 

nicht genügend Arbeiten in den Städ-
ten zur Verfügung steht. Wir werden 
doch tagtäglich mit heruntergekom-
men schlecht gepfl egten kommuna-
len Gebäuden, Straßen und Plätzen 
konfrontiert. Es gibt kein Gesetz, 
wonach solche Arbeiten an Fremdfi r-
men vergeben werden müssen. Den 
Kommunen unterliegt die Unterhal-
tungspfl icht und dieser können sie 
nachkommen, wenn sie solche Arbei-
ten durch kommunale Eigenbetriebe 
verrichten lassen. Der Wirtschaft wird 
damit auch keine Arbeit vorenthalten, 
da diese eigentlich notwendigen, zu-
mindest wünschenswerten Arbeiten 
aufgrund der Finanzknappheit der 
Kommunen sowieso nicht vergeben 
werden.

Dr. Klaus-Uwe Gerhardt / pixelio.de
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Bericht von der Distriktsver-
sammlung am 06.10. und 
der Veranstaltung am 14.10.
Liebe Genossinnen und Genossen,
in der Distriktversammlung am 06.10. im 
FSV Bruck stellte Robert Thaler dankens-
werter Weise den wenigen Anwesenden 
die geplante Bebauung des ehemaligen 
Frieseke&Höpfner-Geländes vor. Da wir 
der Meinung sind, dass dieses Thema 
nicht nur interessant für GenossInnen 
ist, haben wir den Entschluss gefasst, 
die betroffene Bevölkerung durch einen 
Fraktion-vor-Ort-Termin in Bruck zu in-
formieren. Nach ersten Signalen aus der 
Fraktion kann dieser Termin voraussicht-
lich im Januar stattfinden.

Wenn der Termin feststeht, erfahrt 
Ihr davon spätestens im Januar-Monats-
spiegel. Dieser Ausgabe werden dann 
jeweils 5-10 Flyer als Veranstaltungshin-
weis auf den Termin beiliegen. Schon 
heute möchte ich Euch bitten, diese 
dann an Freunde, Bekannte und sons-
tige Interessierte zu verteilen. Ein paar 
Plakate wollen wir überdies auch auf-
stellen, damit man sieht, dass es die SPD 
in Bruck noch gibt! Auch dafür bitte ich 
Euch schon heute um Unterstützung.

Zusammen mit Sandra Radue disku-
tierten wir am 06.10. ebenfalls die Vor- 
und Nachteile der Zusammenlegung der 

Distrikte Anger und Bruck. Insbesonde-
re wurde festgestellt, dass es im neuen 
Vorstand (Wahlen im März 2011) min-
destens ein Mitglied aus den Reihen der 
Bruckerinnen und Brucker geben muss.

Sowohl am 06.10. wie auch am Rande 
des aufschlussreichen Vortrags von Gerd 
Peters zum Thema „Werden wir von unse-
rer Rente leben können?“ (Danke Gerd!) 
beim Angerwirt am 14.10. haben wir uns 
über die Frage einer Weihnachtsfeier un-
terhalten. Wir haben entschieden, keine 
ausgesprochene Weihnachtsfeier mit 
Geschenken, Ansprachen, formellem 
Jahresrückblick etc. zu machen, sondern 
uns schlicht zwanglos zum Essen zu tref-
fen. Geschehen soll das am 

08.12. ab 19.30 Uhr beim 
Angerwirt, Guhmannstra-

ße 10
Eure Ehe- und Nicht-Ehepartnerin-

nen und -partner sind dazu ebenfalls 
herzlich eingeladen! Gebt mit bitte bis 
zum 20.11. Bescheid, damit ich weiß, für 
wie viele ich reservieren muss.

Ich freue mich auf einen gemütlichen 
Jahresausklang mit Euch!

Freundschaftliche Grüße im Namen der 
gesamten Vorstandschaft 
Gerd Worm

Distrikt Anger/Bruck
Vorsitzender:
Gerd Worm
Telefon: 304556
Gerd.Worm_SPD@gmx.de

Distrikt Eltersdorf
Vorsitzender:
Manfred Jelden
Telefon: 601333
manfred.jelden@nefkom.net

Liebe Genossinnen und Genossen,
unser nächstes Distriktstreffen ist am 

Dienstag, 16. November,  
20 Uhr im Schützenhaus

Tagesordnung:
wird aktuell beschlossen

Für den Vorstand
Manfred Jelden

Liebe Distriktsmitglieder,
unsere nächste Distriktsversammlung 
ist am 

16.11.2010 um 20 Uhr im 
AWO-Raum, Gaisbühlstr. 4
Als TO schlage ich vor:
1. 	 Aktuelles
2. 	Bericht aus dem Stadtrat (Status „Stan-

dardisierte Bewertung der StUB“)

Distrikt Frauenaurach
Vorsitzende:
Gabi Dorn-Dohmstreich
Telefon: 992114
dohmstreich@nefkom.net

3. 	Bericht aus den Ortsbeiräten
4. Diskussionsergebnisse des Ortsbei-

rates Frauenaurach zum Thema Ge-
meindezentrum und weiteres Vorge-
hen

5. 	Terminplanung bis zur JHV
6. 	Verschiedenes

Für den Vorstand
Gabi Dorn-Dohmstreich
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Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur 

Distriktversammlung  
am Mittwoch, 10.11.2010, 

20 Uhr im Biergarten 
Röthelheim.

Distrikt Süd
Vorsitzende:
Brigitte Rohr

Kontakt:
Klaus-Dieter Birkner
klausdieterbirkner@arcor.de

Die Tagesordnung wird aktuell beschlos-
sen.

Für den Vorstand
Brigitte Rohr

Liebe Distriktsmitglieder,
unsere nächste Sitzung ist am 

16. November um 20 Uhr 
im Nebenraum der „Kulis-

se“ (Theaterstrasse 8).

Distrikt Innenstadt
Vorsitzender:
Michael Zimmermann
Telefon: 699118
zi-mi@web.de

Die Tagesordnung wird vor Ort beschlos-
sen.

Wir freuen uns auf Euer Kommen!

Für den Vorstand,
Michael Zimmermann

Liebe Genossinnen und Genossen,
hiermit laden wir Euch herzlich zur

Distriktsversammlung 
am Dienstag, 30. Novem-

ber 2010 um 20.00 Uhr 

Distrikt Ost
Vorsitzender:
Christofer Zwanzig
Telefon: 4003764
christofer@zwanzig-online.de

in der Gaststätte Wald-
schänke (Sieglitzhof)

zum gemütlichen Jahresausklang ein.

Mit solidarischen Grüßen
Christofer Zwanzig Birgit Hartwig

Distrikt Tennenlohe
Vorsitzender:
Rolf Schowalter
Telefon: 601924
rolfschowalter@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zu unserer

 Distriktversammlung  
am Dienstag, 16.11.2010, 
20.00 Uhr, Schlossgast-

stätte 
Tagesordnung:
1.	 Aktuelles.
2.	 Sachlage zu G6 nach Verschiebung 

der Entscheidung. Trickserei des OB. 
Neue Entwicklungen.

3.	 Vorbereitung zur Ortsbeiratssitzung 
am 24.11.

4.	 Terminfestlegungen für 2011. 
5.	 Verschiedenes.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Einladung
An alle Genossinnen und Genossen aus 
Tennenlohe und aus den anderen Dis-
trikten sowie Sympathisantinnen und 
Sympathisanten von überall 

Wir laden Euch alle recht herzlich ein 
zum

Gansessen bei Fritz Klein 
im „Schlößla“ (d.i. Schloß-

gaststätte) am Sonntag, 
den 14.11.10, 12.00 Uhr

Wir freuen uns auf ein gemütliches Zu-
sammensein (Wir können Euch zwar nicht 
in finanzieller Hinsicht einladen, können 
aber für den äußeren Rahmen sorgen)

Wegen der notwendigen Vorberei-
tung des Gastwirts: Bitte eine kurze 
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telefonische Mitteilung oder e-mail bis 
zum 11.11. an die oben angegebene Tele-
fonnummer bzw. an die e-Mail-Adres-
se.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Protokoll der Distriktsver-
sammlung vom 14.09.
1. Ortsbeiratssitzung

Die letzte Ortsbeiratssitzung, die für 
den 21. Juli geplant war, wurde von der 
OBR-Vorsitzenden ohne Rücksprache 
mit den OBR-Mitgliedern mit der Be-
gründung, „es seien keine Themen an-
liegend gewesen“, abgesagt. Nach einer 
Beschwerde von Gertrud Reich-Scho
walter wurde an dem Termin eine inter-
ne Sitzung abgehalten, auf der jedoch 
eine Vielzahl von Problemen diskutiert 
wurde. Die nächste öffentliche Sitzung 
findet am 29. September statt. Themen 
werden sein: Überschwemmungsgefahr 
im Ort durch Starkregen, Stand zum 
Regenüberlaufbecken am Hutgraben, 
Baufällaktion im Zusammenhang mit 
dem Regenüberlaufbecken, Jugendclub, 
Kerwa und Probleme mit Anliegern, Zu-
fahrt zum Reiterhof und Gewerbegebiet 
G6. 

2. Kerwa
Die Kerwa wurde wieder sehr gut 

angenommen. Leider war der Einzug 
der Kerwaburschen verregnet und der 
feierliche Zug durch Tennenlohe fiel ins 
Wasser. Der Bier-Anstich durch unseren 
Genossen und Altkerwaburschen Alfred 
Opitz wurde viel beklatscht. Die Kerwa 
wird als schöne Mischung aus Brauch-
tum, Kirchweih, Kunst (1. Tennenloher 
Kunstpreis als Nachfolger der Fiesta de 
Arte) und Kommerz wahr- und gerne 
angenommen. Eine Neuerung war der 
ökumenische Zeltgottesdienst. 

Leider fühlte sich ein Anlieger durch 
die Kerwa belästigt und verlangte eine 
Verlegung des Zeltbetriebs. Über das 
Anliegen wird im OBR beraten. 

3. Tennenloher Bote
Der letzte Tennenloher Bote wurde 

mit einem Minus abgeschlossen. Grund 
waren höhere Produktionskosten, nach-
dem wir wegen der knappen zeitlichen 
Vorgabe gezwungen waren, die Zusam-
menlegung maschinell durchführen zu 
lassen. Robert regt an, einen Zuschuss 
beim Kreisverband zu beantragen. Der 
Distrikt entscheidet einstimmig, einen 
Zuschuss von 100,- Euro zu beantragen. 

Rolf bittet um Beiträge für die nächs-
te Ausgabe, die voraussichtlich vor 
Weihnachten erscheinen soll. 

4. Gewerbegebiet G6
Am Donnerstag, den 16. September, 

ist eine Sonder-KMV in der Wied in Ten-
nenlohe angesetzt, bei der eine erneu-
te Bewertung des Gewerbegebiets G6 
durch die Erlanger Genossen erfolgen 
soll. Florian Janik hat als Fraktionsvorsit-
zender einen Antrag formuliert, der für 
die Zustimmung zu dem Gewerbegebiet 
wirbt. Aus seiner Sicht sind die Vorga-
ben an die Verwaltung, die beim letzten 
KMV-Beschluss zum G6 gefasst wurden, 
ausreichend erfüllt. Außerdem schlägt 
er vor, im Rahmen der Realisierung des 
Gewerbegebiets für Tennenlohe einen 
Bürgertreff zu fordern. Der Distrikt hat 
einen Gegenantrag im Monatsspiegel 
abgedruckt, man hält die Antworten 
der Verwaltung auf die gestellten Fra-
gen für unzureichend und wundert sich, 
dass die Fraktion sich damit zufrieden 
gibt. Der Distrikt ist mit einer Ausnah-
me weiterhin gegen das Gewerbegebiet 
G6. Das Angebot des Bürgertreffs wird 
als unrealistisches Lockmittel einge-
stuft. Am Donnerstag vor der KMV soll 
ein Interview zum G6 in den EN erschei-
nen. Da die Fraktion das Votum der KMV 
als bindend ansieht, ist es für den Dis
trikt wichtig, möglichst viele Gegner 
des Projekts in der SPD für den Besuch 
der KMV zu gewinnen. 

Das Gewerbegebiet G6 steht am  
30. September erneut im Stadtrat zur 
Beratung und Abstimmung an. 

Hans Hauer
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Jusos
Vorsitzende:
Michelle Starck
Telefon: 0177-6001980
mitch_ave@yahoo.de

Liebe Genossinnen und Genossen,
unsere nächsten Sitzungen sind voraus-
sichtlich am

02. November,•	
16. November,•	
30. November,•	
14. Dezember•	

jeweils um 20 Uhr im August-Bebel-
Haus. Die Themen bekommt ihr wieder 
per Mail.

Aus beruflichen Gründen kann ich 
selbst derzeit leider nicht zu den Sitzun-
gen kommen, weil ich unter der Woche 
in Erlangen bin. Wir arbeiten im Vor-
stand aber an einer Lösung.

Sozialistische Grüße
Michelle

Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zu unserer

Mitgliederversammlung 
am Mittwoch, 10. Novem-
ber, 15 Uhr im August-Be-

bel-Haus 
Tagesordnung:
1.	 Begrüßung und Genehmigung der 

Tagesordnung
2.	 Genehmigung des Protokolls

AG 60plus
Vorsitzender:
Hartmut Wiechert
Telefon: 991232
Hartmut.wiechert@t-online.de

3.	 Aktuelles 
4.	 Generationengerechtigkeit, Lebens-

welten von Jung und Alt
5.	 Verschiedenes

Wir wollen die Ergebnisse des Fürther 
Generationenforums sichten und die 
Übertragbarkeit auf Erlangen diskutie-
ren.

Ich hoffe auf rege Mitarbeit und grüße 
im Namen des Vorstands.
Hartmut Wiechert

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,
wir möchten Euch zu unserem Novem-
bertreffen herzlich einladen. Es soll 
stattfinden am

Mittwoch, 24. 11. um 
20.00 Uhr im Gasthaus 

„Zur Einkehr“ (Güthlein)
Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:
1.	 Einführung in das Schwerpunktthe-

ma „Verschobener Atomausstieg und 
energiepolitische Folgen“ und aus-
führliche Diskussion mit den Refe-
renten. Wir konnten hierfür Manfred 
Rubrock und Heinz Horbaschek vom 
BUND gewinnen.

Distrikt West
Vorsitzender:
Gerd Peters
Telefon: 44366
gerd.peters-er@t-online.de

2.	 Berichte aus Kreisvorstand, Fraktion 
und Ortsbeirat

3.	 Verschiedenes 

Wir würden uns freuen, wenn wir Euch 
zu dieser spannenden Diskussion be-
grüßen könnten!

Im Auftrag des Vorstands
Gerd Peters

P. S.: Schwerpunkt der letzten Dist-
riktsversammlung war die Diskussion 
mit José Ortega, dem Vorsitzenden des 
Erlanger Ausländerbeirats, über die ak-
tuelle Debatte zum Thema Integration. 
Nach einer Einführung mit José ergab 
sich eine sehr interessante, längere Dis-
kussion.
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Werden wir von unserer 
Rente lebe k�nnen?
Veranstaltung am 14.10. im Anger

Ruhi Teksifer, von 1990 bis 
2002 SPD-Stadtrat, wurde 
im September in Erlangens 
türkischer Partnerstadt Be-
siktas zum Ehrenbürger 
ernannt. SPD-Stadträtin 
Barbara Pfi ster, die mit ei-
ner Delegation aus Erlan-
gen an der Feier in Besiktas 
teilnahm, gratulierte Ruhi 

Teksifer im Namen der Stadtratsfraktion 
und der Erlanger SPD. „Wir sind unserem 
Freund und ehemaligen Fraktionskolle-
gen Ruhi sehr dankbar für seine jahrzehn-
telanges Engagement für Integration und 
gegen Diskriminierung und freuen uns 
ganz besonders mit ihm über die Würdi-
gung seiner Verdienste um 
die Beziehungen zu unserer 
türkischen Partnerstadt.“   

Fraktionsausflug 

SPD Ð Fraktion informiert sich bei den M�nchener Kollegen

Wer oder was sind 
Bezirksausschüsse?

Mehr dazu fi nden Sie 
unter : 

www.ba-muenchen.
info

Im Rahmen ihres jährlichen Ausfl uges hat 
die SPD-Fraktion diesmal ihre Münchener 
Kolleginnen und Kollegen besucht und 
sich bei der Gelegenheit deren Einrich-
tung von Bezirksausschüssen vorstellen 
lassen und traf einige Vorsitzende dieser 
Gremien. Bezirksausschüsse sind gewählte 
Stadtteilparlamente, die mit unseren Orts-
beiräten vergleichbar sind und eine Mitt-
lerfunktion zwischen den Bürgerinnen 
und Bürgern der einzelnen Stadtbezirke 
und dem Stadtrat und der Verwaltung 
einnehmen. Jedoch sind die Bezirksaus-
schüsse nicht nur mit Anhörungsrechten 
ausgestattet, sondern verfügen zu dem 
über ein eigenes Budget für die Verwal-
tung, aber auch zur freien Verfügung, 
um zum Beispiel Vereine, Organisationen 
oder Veranstaltungen in ihrem Stadtteil 
zu bezuschussen, sowie Entscheidungs-
rechte in Angelegenheiten, die ausschließ-
lich den jeweiligen Bezirk betreffen.
Die Erlanger SPD überlegt schon län-

ger, wie dieses Prinzip auch auf Er-
langen anwendbar wäre, um den 
Bürgerinnen und Bürgern mehr Mitspra-
cherechte in der Kommunalpolitik einzu-
räumen. Die Münchener Kollegen berich-
ten von insgesamt guten Erfahrungen. 

Nach einem Mittagessen folgte der Be-
richt der Gleichstellungsbeauftragten der 
Landeshauptstadt München und ihre Er-
fahrungen mit „Gender-Budgeting“ und 
wie dieses in München mit Erfolg einge-
setzt wird. Es handelt sich hierbei um 
ein Instrument, um den öffentlichen 
Haushalt aus aus einer Geschlechterper-
spektive zu analysieren weiter auf S.2 

SPD-Fraktion gratuliert Ruhi Teksifer
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ãWerden wir von unserer Rente 
leben k�nnen?Ò
Infoveranstaltung am 14.10. beim ãAngerwirtÒ
Die Erlanger SPD, Distrikt Anger-Bruck 
lädt am 14.10. zu einem offenen Gedan-
kenaustausch mit einem Experten auf 
diesem Gebiet ein. Gerd Peters, der sich 
seit seiner Tätigkeit am Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung mit die-
sem Thema beschäftigt, wird den Teil-
nehmern Erkenntnisse unterschiedlicher 
Forschungs- und Statistikbereiche darstel-
len und für Fragen zur Verfügung stehen.
In der Veranstaltung soll sowohl ein plas-
tisches Bild der derzeitigen finanziellen 

Situation von RentnerInnen, vor allem 
aber von dem, was den zurzeit noch Er-
werbstätigen in ihrem Ruhestand bevor-
steht, vermittelt werden. Notwendige 
Maßnahmen, die jetzt und in Zukunft 
zur Verbesserung der Finanzierung der 
Renten getroffen werden müssen, werden 
aufgezeigt und zur Diskussion gestellt.
Beginn ist um 20.00 Uhr in 
der Gastwirtschaft „Angerwirt“, 
Guhmannstraße 10. Interessierte Leser 
sind herzlich dazu eingeladen.   

Jos� Luis Ortega in bayrischen Integrati-
onsrat berufen  

Die SPD gratuliert ih-
rem ehemaligen Frak-
tionsmitglied José Luis 
Ortega ganz herzlich 
zu seiner Berufung in 
den Integrationsrat! 
Der Integrationsrat 
der bayr. Staatsregie-
rung hat es sich zur 

Aufgabe gemacht, alle Akteure in integra-
tionsrelevanten Bereichen wie Religionsge-
meinschaften, Wohlfahrtsverbänden, Selb-
storganisationen von MigrantInnen, u. v. 
m. an einen Tisch zu holen und so einen 

verbesserten Austausch und eine gute Ver-
netzung zu gewährleisten. Allerdings hat 
das Gremium nur eine beratende Funk-
tion. Trotzdem möchte sich José hier en-
gagieren, um wichtige Themen platzieren 
zu können und bei der Regierung das Be-
wußtsein für die Schwierigkeiten von Mit-
bürgerInnen mit Migrationshintergrund 
zu schärfen. José hatte die Fraktion zu 
Beginn der neuen Legislaturperiode ver-
lassen, um sich ganz seinen Aufgaben als 
Vorsitzender des Ausländer- und Integrati-
onsbeirates widmen zu können.   

Fortsetzung von S. 1 zu verteilen. Gender 
Budgeting Analysen stellen zum Beispiel Fra-
gen wie: Wie verteilt sich die für jede Gesell-
schaft notwendige aber dennoch unbezahl-
te Arbeit zwischen Männern und Frauen?
Und ziehen eher Männer oder Frauen 
von staatlichen Ausgaben und Förde-
rungen einen Nutzen und wen tref-
fen Einsparungen des Staates eher?
Wie beeinflussen Politikstrategien 
Diskriminierungen auf Grund von 
Geschlecht durch Finanzpolitik?
Am Nachmittag besuchte die Erlanger Frak-
tion die Mädcheneinrichtung IMMA e.V., 
die sich seit vielen Jahren die Beratung in 
allen Lebensbereichen von Mädchen und 

jungen Frauen zur Aufgabe gemacht hat, 
aber auch eine Notschlafstätte und inten-
sive psychologische Hilfe und Vermittlung 
mit Eltern und Jugendamt zu bieten hat.
Nach diesem vielen Input ließ die Er-
langer SPD-Fraktion den Tag bei 
enem gemeinsamen Essen ausklingen.
Und wie bei jedem Ausflug mit der Deut-
schen Bahn, durften auch manche Schwie-
rigkeiten bei der Rückfahrt nicht fehlen.
Ein rundum gelungener, informativer  
und schöner Tag, wir möchten an die-
ser stelle der Münchner Fraktion noch 
einmal herzlich für die Organisation 
und herzlichen Aufnahme danken.   

http://www.gender.
de/budgets/

Mehr Infos über das 
Angebot der IMMA 

e.V. finden Sie unter:
www.imma.de



 DEUTSCHLAND
  IN SCHIEFLAGE
der dGb bayern ruft auf:

kommt zur Großkundgebung
am 13.11.2010 

auf den kornmarkt in nürnberg!
 Geplanter Ablauf:

ab 10:45 uhr treffpunkt am Prinzregentenufer  
   für alle kolleginnen und kollegen 
   aus Mittelfranken 
ab 11:00 uhr  demozug vom Prinzregentenufer  
   zum kornmarkt
12:00 - 14:30 uhr kundgebung mit kulturellem  
   rahmenprogramm
In Mittelfranken werden aus folgenden Orten Busse fahren, die euch zur Kundgebung nach 
Nürnberg bringen: 
Ansbach, Bad Windsheim, Erlangen, Gunzenhausen, Herzogenaurach, Lauf, Neustadt an der Aisch, 
Röthenbach, Roth, Rothenburg, Schwabach, Treuchtlingen und Weißenburg. In Kürze werden wir 
die Abfahrtszeiten und –orte der Busse auf einem weiteren Flugblatt bekannt geben. 

•	Anmeldungen	sind	ab	sofort	bei	den	Einzelgewerkschaften	und	beim	DGB	möglich.	

•	Alle	Teilnehmer	aus	Mittelfranken	bekommen	nach	ihrer	Anmeldung	eine	kostenlose	 
 Busfahrkarte zur Verfügung gestellt. 

•	 Für	die	Teilnehmer	aus	Nürnberg	und	Fürth	gibt	es	nach	Anmeldung	ein	kostenloses	VGN	Ticket.	

 Darüber hinaus wird es für alle Spätaufsteher und Morgenmuffel einen Weckdienst des  
 DGB geben - einfach bei der Demo-Hotline melden. 

Weitere Infos findet ihr im Internet unter www.dgb-mittelfranken.de 
Demo-Hotline: 0911/ 24 916 72

V.i.S.d.P.: Stephan Doll, DGB Region Mittelfranken, Kornmarkt 5-7, 90402 Nürnberg

GerechtiGkeit ist etwas anderes – 
wir brauchen einen kurswechsel!


